
Buchbesprechungen 

Alcxtfnder Blrtnkenage/, Tradillon und Ver­

!amlng , Nfll~ Ver[awmg lind tllte GeschuhlC 
m der RechLSpreclmng de! Bllndl!lva[rtS­

sungsgenchlS, Baden-Baden: Nomos /')87, 

44J Selten DM 154,-

I. Das kollektive Bewußtsein, der .obl~kl!v~ 

GeisI" der Gesdlschah ist weitgehend Tradi­

tion, namlich das heute fortwirkende Resul­
tat früherer Kommunikallon - b,s weH zu­

rück in die VCI'gmgenheil. Dieses Aufliegen 
der lebenden GeneralIon auf den TOlen iSI 

unvermeidbares Schicksal. Nicht ganzli<;h 

unvermCldlich, sondern begrcn7.t neuerbar in 
dem Sinne, daß zWIschen Alternativen ge­

w~hlt werden kJnn, ISt der Umgang mtt Tra­

dillon in Jeweiligen Teilbereichen gesell­
schaftlicher Kommunikation. Diesen Um­

gang mit Tradition im Bereich des Reclm, 
konkrel des VerfassungsrcchLS in den Ent­

scheidungsgrunden des Bundesverfassungs­

gerichts, tbematl5len die von Häberlc be­
Ireute Bl)'reulher Habili13,1I0nsschrift vOn 

Blankenagel. 
Die zenlfale Fragestellung Ist nonnallV, n:im­
lieh diCjenlge, WIe das Bunde.sverhssungsgc­

richt (und wohl jeder verfassungsdogmmsch 

Argumentierende) in seinen Argument~1I0-

nen mit Traditionen umgehen sol/ce, insbe­
sondere wie und unter welchen VouuSSCt­

zungen es traditi<'nal argumentieren darf. In 
diesem Sinne Ist die Arbeit rechtsmerhodisch. 

Sie ISt gemeInI ~Is methodische, sozIalwIssen­
schaftlich und vcrCassungsthcoreusch fun­
dierte Kritik an ('Iner PraxIs unreflekllencr, 

~bcr dennoch Illit .)System- betrtebener Pra­
XIS der Verwendung \'on Tradition in rechtli­

ch<-n ArgumentalIonen, die dem Verdacht 

"tr~ditlonaler Unterspulung der Verfassung« 
(S.4)) ausgeselzt iSI und die der Autor al.~ 

,·kulrurell-historischc Auslegung. kenn­

:tclehnct. Sie endet in "acht Regeln des U m­
gangs mit der Vergangenheit., 

Das Ziel ist anspruchsvoll. Geht es doch um 

Nachwel~ und Kritik elOer bestimmten 

Weise .unterschwelliger. ArgumentallOn, 

oCJ wclcher die Zusummung des Auressau:n 
mcht ratioMI durch Überzeugung gewon­
nen, sondern irrational durch affektIVe Wir­

kungen erschlichen Wird (S. 164: tradition"le 
Argumente als "Begnindungsmrappeo). 

Entsprechend anspruchsvoll und weit ausho­

lend 151 das Un'ersuchungsprogramm. Ab~e­
hend von der äußeren Gliedcrung kann der 

Gedao kengang in drci HauptschriCle auf ge­
gliedert werden: eine Phänomenologie des 

Umgangs mit Tradition in Vc.rfassungsrechl­

sprechung und Vcrfas~ungsrechtswisscn­

seh:lft (Teile Bund C), die SOZi:t!wlssen­

schaftlicne Grundlegung für das norm~tive 
Konzept des Umgangs mll T.,dilion (Teile 
o und E 1-4) und die eigenen normativen 

Antworten auf vicr Fragen zum Verhällnis 

von Tradition und Verhssung ($. 398). die in 
die bere\ls erwähnten 8 Regeln münden (Teil 

E 5). 
JI. Bci der Aufbereitung des Befundes an 
»tr.tdillonaler Argumentlllon. SIcht die 

Rechcsprechung Im Vordergrund, Deren 

Sichtung ergibt ein so buntes Bild, daß selbst 
n~ch der Ordnung und Strukturierung durch 

den Verfasser eine gewisse Diffusit;ic ver­
bleibt. Dies ist zum einen darauf zuriickzu­

führen, daß der untersuchte Gegensrand sich 
111 seiner Vielschichtigkw und Differenziert­

heu Ordnungsbemuhungen verspern. Zum 
anderen sind die emgcführten Ordnungsb­

tegorien aber auch selbSI emcr Typenbildung 
hinderlich, d~ sie eher - aus unterschiedli­

chen PerspeklIven - verschiedene Gesichts­
punkte lhemallsieren, unter denen sieh Tra­
dillonsrneptionen diskutIeren lassen. 

'Blankenagcl unterscheidet "direktc tradillo­
oale Argumentationen«, bei denen ~ohne ju­

rislIs<:hen Angelpunkt direkt mit dem Her­
kommen, der Traditloll, der Geschichte oder 
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n8 ÄquIValenten :ugumenuen. wIrd (5.1111.), 

und »dogmatische Konstrukrionen von Tra­
dillon., »cl. h. Versuche junsllscher R3llOna­
lität ... durch die EntwIcklung dogmatischer 

Figuren« (ebd.) und cxplizire Baugnahmen 
auf die Vergangenheit In ihnen. W~hrend Wir 

in den "dogmatischen Konstrukllonen vOn 
Tradition- bcbnntc Recht~bcgri(fe wie dit 
historische Gesetzesinterpretallon und das 

Gewohnheitsrecht und Einzelkonstrukte Wje 
z. B. das .vorverfassung.m:illige Ge.samt­
bild~ (wohl in WahrhCll cm Topos 1m RJh­

roen der hlStonschen Vcrfassungstnterpreta­
lIon). d.,. »gemeindeutsche Vcrfassungs­

reelu. und die .. institutionellcn G,rantlen. 

wiederfinden, beruht die Systematisicrung 

der "direkten tr~dillonalen Argurncntiltio­

ncn- auf eigenen Begriffsschöpfungen, die 
zum Teil allerdings erst aus dem KomeX! 
heraus verständlich werden. BeIsp,ele .md 

nrela!ive Tradillonsgeltung. (S. 36 L) a)s Of­

fenheit der Entscheidung zWtschen der Aner­
kennung von Traditionsgdtung und • Wan­

del., »traclitjonale Begriffsprägung" (5.43) 

als explizite Anknüpfung an frühere Spr.lch­
gebräucht oder überkommene Gegcbenhel­

ren, .dogmatische Erbma5.5e. (S. 72 ff.) als 
Anknüpfung ~n juristisches Herkommen, 

"TradillollssymboliSlcrung" (S-73 L) als Ver­
weisung auf Rechtsprechung und Wi~sen­
schafe aus der Zeit sowohl vor als auch nach 

lnkrafllrelcn d~s Grundgesetzes. .h,SIOTI­

sehe Rechtswisscnschaf c. (5. 7) (f.) als Be­
zugnahme auf «K.bssikerq der Welm~rcr Re­

publik oder noch früherer Epochen, "offener 
Traditionsbruch" und .bei!:iu(ige Tnditions­

abwclChung« (5.90 fL), "(jurislIsc.hes) All­
lagsw,ssen . (S. 93 ff.) als Bezugnahme auf 

uberkommene SelbstveYStändli,hkellen, "on 
dubio pro traditJone« (S. 103 H.) ~Is Rechtfer­

tigung von Zuständen aus ihrer Herkömm­

liehkel!. "Tradition rcf1cK]V" (S. 117 (I.) als 
Verweisung auf die eIgene Rechtspre­

chung. 

fazit der An~lyse der Rechtsprechung des 

BundesverfassungsgcricillS ist, daß die Be­

zugnahmen auf die Vcrgallgenheil >'sehr fle­

xibel oder negativ ausgcdruckt, IlIchl beson­

ders wahlensch und systemlos" selcn 
(5. I S !), daß dah,"lcr aber doch .Mcthod~. 
slecke, nämlich die bcreits erwähnte .. kuhu­

rell-historische Auslegungq als selektive Re­

zeption der Vergangenheit zur Regelung der 

Gegenwan . Diese "Methode. sei aber nIcht 
methodisch : .DcrText, aus dem sIe Inlerpre­

tier!, 'SI unendlich, und die Mechanismen der 

Sclekllon welsen kein feststcllb3rc~ Mmter 
an{. (S. 1 \{}. 

Die der RechLSprechungsanalys~ entspre­

chende Durchmusterung der dogmatischen 
VerfassulIgsrechtswlss~nschaft .u{ Tndi­

lIonsbezüge verwendet zwar nIcht gan'l die­
selben Suchras!er, Jedoch 15! das Fazit weit­

gehend gleich: ~D,c O~rSldlung der rechts­
wissensc111ftlichen Thematisierung~n von 
Traditionen zeIgt gegenüber der Rechtspre­

chung kein wesentlich neues Bild. (S. 253). 
Sowohl was die methodische Refkxlon tradi­
lionaler ArgumentJllOn angeht) als auch htn­

sIChdich Jer jeweils eIgenen Optionen für 

Vergangenheils,nknüp(ungen konstatiert der 
Verfasser die gleiche Pr~gmJtik und System­

loslgkeit wIe beim Bundesverfassungsgericht 

(5.213 L). 
Oie nunmehr {olgenden Überlegungen zu 
.LeglllmltJt« (Teil 0) und .. kollekuvcr Iden­

tIlät " (Teil E) Wirken bet oberflächlicher Be­

Ifachtung WIC Exkurse, zumal der Autor es 
dem Leser nicht gerade bcht macht. dercn 

Stellenwert Im Zusammenhang der Untersu­
chung zu erfassen. Tatsächlich sind sie Jedoch 

die Grundlagen der nonna!iven KOlik iln der 

Traditionsrezcption durch das Bundesverfas­
sungsgericht und der eigenen Vorschläge 

Blankenagels . .,Legllimität« - im Sinne von 

Akzeptanz - von Entscheidungen oder ~lIge­
meiner von Herrsch~ft wird nICht ~Uem 

durch rationalen D,skurs, sondern ~uch 

durch andere kommunikative Mechanismen 

vermlllelt, und gerade die nICht r:monalen 

Mechanismen interessieren Im Hinblick auf 

die Funktion tradiuonaler Argumente in Juri­
slischtn Entscheldungsbegnindungen. Zu 
deren Erhellung entwickelt Blankenagel ein 

wJssenssoZlologuches Konzept von Legiti­

mauon, welche. - ausgehend ,'on dcn Ge­
danken Bcrger/Luckmann. über die .soziale 
Konstruktion von Realität . - darauf hmaus­

läuft, daß die Jeweils gcselJschaftstypische 

Weise, In wdcher Normen und EntscheIdun­
gen auf den vier Vermilliungsebenen: Spr.­

ehe, Alltagswissen. theoretisches Wissen und 

symbolische Sinnwehen lcglllmien werden, 

durch "kulturelle Dcutungsmusler4 gesteuert 
werde, die die Tradition der .sozialen Kon­
strUkllon und legillmation der gesellschaftli­

chen Wirklichkeit. in eIner bestimmten Ge­
sellschaft enthlehen (5. J08 (L). Da dieses Er­

kl~rungskon;t.ept auch für die Legitimierung 

JuriSllScher En lScheldungen gilt, kannen 
auch die traditionalcn Argumente entspre­
chend eingeordnet werden. Dabei ist evident, 
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daß allem die Ebene theoretischen Wissens 

dem Rat\onalit.ilsanspruch JurislIScher Argu­

mentalIOnen gellug!' daß aber viele der 1m 

ersten Tei! gefundenen Argument3110nslypen 

den Ebenen des A!hagswlsscns und insbe­

sondere der symbolischen Sinnwelten zuzu­

ordnen Sind. Insoweit als In den traditiona!en 

Argumenten überkommene kulturelle Deu­

tungsmuster ztlm Ausdruck kommen. stellt 
SIch das Probl~m ihrer Vermllliung mit dem 

Anspruch der Verhssung, »nonnativiener 

Teil einer z. T. neuen symbolischen Sinn­

welt. ~u sein ($. 31 I). 
Noch mehr 31. bel • Legitimität. geht es in 

den Auslührungen zur .kollektlven Idenu­

lät. um hintergründige, unterschwellig wir­

kende kommunibtivc Mechanismen und die 

Einordnung lradilionaler Argumente in die­

sen Kontexl. Hierfur werden vcrsch,edene 

sozialwissellschaftliche Kon~epte eingeführt. 

die alle darauf hm;luslauren, die Illntergrün­

digen, dauerhaften Idenlllüsbcstimmendell 

Sirukturen von Gesellschaften zu erklären. 

Stichwone sind "Symbole. als Tr~ger von 

kogniliven und ~Hektl\"cn Botschaften .• My­

then" als Kemsymbole von Gemeinschaften, 

.gesellscillftliche Codes" als (unbewußre) 

Muster kollektiver Wirkliehke'LSdeuLUng 

und Problcmlösunt;, "politische Kultur. ab 

(nb~grif{ der iJcmit'tsbt!Stimmendell Denk-. 

Einstellungs- und Verhaltensmuster Im 

"Umfeld des polillschen Systems • . 

Offenkundig haben wJr es h.cr weitgehend 

mll denselben Mechanlsmell zu tun. die unter 

dem Aspekt der Legiumuiit thcmallSlcn 

wurden. ulld oHellkundig lassen SICh auch In 

tradilionalen Argumenten a(fekllve Symbole, 

insbesondere Mythen entdecken und die 

Wirkung geselhchahlicher Codes vermut~1l 

(Beispiele S. ! I S f.). Damllführt die Beschäf­

llgung mit »kollekllver Idenmät. eillerseirs 

zu einer Verstärkung und Untertn.l.uerung 

des .lrr:niollalitätsverd:l.ehI5" gegenüber tn­

diuonaler Argurnent~rion und schärft ande­

rerseits die Vorsicht gegenüber seheinb~r 

"harmlosen « Traditionsbezugen. 

Woher slOd nun die Maßstäbe tür Kritik und 

Empfehlungen zum Umgang mll TraditIon 

zu nehmen? Hier geht die Untersuehullg 

weiuus welliger Ins Detail als bei den vorhe­

rigen A rgumentatlonsschntlell. Der "I Ilhalt 

des Grundgesetzes. wird 7.U vier Kernsätzen 

mit Bezug auf das Thema ~verdichret •• n:im­

lieh dem Gebot rallOIla.!er juristischer Ent­

scheidungsbegründungcll, der Gcwahrlel­

stung der Autonomie der Individuen auch 

gegenüber normallven Identitiitsprägungen, 

dem ~us dem Dcmokr.ltieprinzip folgenden 

Gcbot der PartiZlpatioll der ~Bevolkerung~ 

(in Entgegensetzung zu dell .Eliten") an der 

Prägu ng des kollekuven Selbstbildes der Ge­

sellschaft und schließlich dem Gcltungs~n­

spruch Jer grundgesetzlichen Werte und 

Ziele ~uch gegenüber Widersprechenden EIe-­

menlen der .,gesellschaftlichen Tiefenstruk­

tur-, soweit dadurch nlChe die Leg.llirnllJf 

dieser Werte und Ziele gefahrdct wird. Hier­

:\us werden schließlich die .aelH Regelll" ent­

wickelt . nämlich: 

- .Gebol der allgemeinen Zurückhaltung 

gegenüber lradillooalcn ArgumelltallClnen 

und Tfldil1onsre·Leptionen. (mit Ausnahme 

kunstregdgerechter hlstonschcr Inrerpreta­

tlon); 

- .Gebol der funktionellen RichllgkclI (Ge­

bot der Beachlung gesellschaftlicher Kompe­

tenz)" (Beschrillkullg 3.u{, aber luch Durch­

setzung VOn ill der Verfassung angelegtCIl 

Entscheidungen zu Traditionen und, wenn 

dies nicht möglich Ist. Zurückll~ILUng lm 

Geltungsanspruch der eigenen Tradillonsre­

zeption); 

- -Gebot der Wahrhattigkeit und Genaulg­

km im Umgang mit Geschlchre"; 

- »Gebot der OHenkgung von Geschichte 

als Möglichkeit" (Relativierung des eigenen 

WahrheltsaTIspruchs) ; 

- "Gebot der Interaktion- (Einbeztehung 
der Vertahrensbeteiligten In den Diskurs um 

Tradillon); 

- "Gebot des Mißtrauens gegenüber der 

Routine- (au(gekl~ncr Umglng mit .Selbst­

verst:indlichkeitcn« ); 

- .,Gcbot der ;uflstischen und kommullik~lI­

vell Rallonalität- (primiplcller Verzicht auf 

andere als ~juristische. Bcgrülldung,weisell; 

wo dies nichl durehh~ltbar ist. Onenllerung 

~n gesellschafllichen Ansch::luungc.n); 

- .. Gebot der FolgenberuckslChllgung der 

Traditionsre"eption. (verslärkte ZuriickJ,al­

tung bei .historischell Schlüssdsymbolen 

und grulldlegellden Mythen~ »wegen der 

llIeht ::Ib7_useh.ltzenden Folgen~). 

BI. Mit den vorstehend selbstver.aälldlich zu 

vcrküILt sk.zzienell Überlegungen h~t Blan­

ken~gel ein VIel zu wellig bearb"leles Feld 
betreten und teilweIse neu erschlossen, lO­

dern - bezogen auf das Thema des vert:>:>­

sungsdogm3.li.chen Umgangs mll Tr~dillon 

erstmals - der Versuch unternommen wird. 

zwischen ~lJgemelllen gescllseha{lstheorell.­

sehen Analysen und Konstrukten emersellS 

119 
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120 und der Betrachtung eines konkreten Elc­

menlS staarlicher Herrschahsausübung ande­
rerseits eine argumenl.llive Vcr7Jllldung her­

zustellen. Auf diese Weise werden zum einen 

die geseUschaftslhcorctischen Konzepte ei­
nem ~ProIxisleSt. unlerzogen und wird zum 
anderen die .ideologlekriusche4 AuseInan­

dersetzung mit der Funktion von Rechtspre­

chung (hier des Bundesverfassungsgenchts) 
vor:mgcbradll. Über dcn inzwi5chen einen 

Gemeinplatz da/"Slellcnden negalivcn Befund 

hinaus, d~ß gerade Entscheidungen de.< Bun­
desverbssungsgencht. nicht alleIn, häufig 
nicht einmal in erSler Linie als .jurisuschc­

Anlwonen 3uf Verfassungsproblemc begrif­
(en werden können, erhellt die Arben Blan­

kenlgcls einige Meehanlsnun, mit denen 

durch Rechtsprechung Zustimmung "lU Enl­
scheidungen eITelcht und zugleich ~u[ das 
kollektive BcwußlSein eingewirkt werden 

klnn . Es bleiben einige Fragen, die aber we­

niger als Kritik an der besprochenen Arbeit, 
denn als Aufgreifen der durch sie erSI ennog­
lichten Diskussion um .lraditlon~le. Lcglll­

mauon und Sleuerung zu verS lehen smd. 
Hinsichtlich des TatS:ichenbefundcs lradillo­

mieT Argumenulionen sIelli sich das Quali­

fikatiollsproblem m. f. schärfcr als die Darle­

gungen Bbnkenagels erscheinen I:l.';sen. Zum 

einen dürfte manches als .direkt lroldillonal. 
und damit verdlchllg angeführte BeIsp,el 

auch als - u. U . nicht ganz schulmaßig ausge­

führter - Fall einer historischen Interpreta­
tion verst~nden werden können. D,es gilt 

z. B. für die Bezugnahme auf die Tradition 

für die Auslegung der Im Grundgesetz vor­
kommenden sleuerrechtlichen Begriffe 

(S. 68 fL). Zum anderen ISI die B~s<:hr~nkung 

auf explizite Bezugrtahmen auf • Tradition, 
Geschichte, Herkommen, Brauch, Kuhur~ 

(S. 2of.) willkürlich. Gerade die hintergrün­

digen ~Botsch3ften •• um die es Bhnkenagcl 

geht, lassen sich auch in fonnal lradillons­

freien Argumenlalloncn übermllte1n. Was 

schwingt nicht alles mit bei Begriffen wie 
.westliche Demokratie. oder .,Fremde- als 

Bezeichnung fur Nichtdeutsche (vgl. zu lelz­

lerem BVerfGE 76, , [47}P Und sog .. in 
jeder äußerlich .schulmäßigen ., Entschei­

dungsbegrilndung haben WIf den - gerade 

hier nicht unproblcmat ischen - Bezug auf 
Trldition: In ihnen wlfd n:imlich der Mythos 

von der "objektiven«, ,. rein rechtlichen- Enl­
scheidung bcwahn und lradiert. 

W/;!.5 die .. Kompelcnz< des Bundesverf:lS­
sungsgerichls zu direk! lradilion~ler Argu-

mentllion angeht, f r3g1 SICh, ob nIcht In 
Blankena~el5 re51rikllver Sicht selbst der My­
thos der .. r~m rechtlichen . Kompetenz mll­

schwingt. Ist es nicht gerade auch (norma­
tive) Funklion des Bundc,"vcrfassungsge­

flchts, die Verfassung als Element ~symboli­
scher Sinnwclt. zu deuten und zum Zwecke 
der Wahrung vOn .Legillmll:ilu einzuselzcn? 
Wie soll dann die erst zu konkreusJefcnde 

Verfassung hierfür Maßstäbe bereidlalten? 

Dies mündcI in die m. E. fragwurdige Emge­
genSe\zung VOl) .Bevölkerung- und .Eliten~. 

Findet nicht auch der Konnikl um .. symboli­
sche Sinnwellen« (.gelSllge Führung~ und -

Innergesf"llschaftlich gememt<.' - .Hegemo­
nie« s",d hier Synonyme aus unterschiedli­

chen Lagern) tm gleichen pluralistischen Pro­
zcß Slalt WIC die Ause.lnandersclzung um 

vordergründige Interessen? Warum soll d~nn 

nreht auch das BundcsverfassungsgerJchl -
lufgrund semer Rckruucrung und Rolle m 
diesen Prozeß zugleICh emgebunden wie 

auch ihm gegenüber begrenzt autonom -
Kompetenz für die Wahrung, Anp:lSsung 
und Abstoßung von .Kernsymholcn. besll­

zen? 
Die D,skussion um die - fakllsche und nor­
mauve - Funktion des Bundesverfassungsge­

richts jenseits "vorkririscher .. VOI"S(ellungcn 

von Rcchtsprechung, insbesondere Verf~s­

sungsrcchlsprechung, muß {ongesetzt wa­

den. Sie ist durch Blankenagds Arbeu erheb· 

lich geförden worden. 
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[m Rahmen der Anpassung an die veränder­

ten Rahmenbedmgungen und der Erhaltung 
und Verbesserung der WeLtbcwerbsfahigkClt 

wird gerade in den traditionellen Bereichen 

der Massenfertiguns versucht, 2U( eine diffe­

renziene und schwankende Nachfrage flexi ­

bel zu reagieren und die Produktionsstruktur 

entsprechend zu gestalten. Daraus ergeben 

sich zwei konvergente Strategien. Zum einen 

stützt sich die Mobilisierung menschlichc:r 

Arbeit auf die Revitalisierung des bürgerli ­

chen Arbeitsethos. Dies bedeutet nichL< an­

deres, als in extensiver Selbsuusbeulung der 

eigenen Arbeitskraft die Grundlage für den 

Erfolg zu sehen. Zum anderen beziehen sich 

die nicht allein auf die Industrie beschriinkten 

nellen Prodllktlonskonzepte auf die Nutzung 

der sozialen und menu.!en Fähigkeiten der 

Arbeitnehmer als Produktionsfaktor. Der 

Ausuusch der bisher genutzten Maschinen 

durch komplexe und variabel einsetzbare 

Hochtcchnologie ist nämlich mit einer para­

dox anmutenden Trägheit und Antälligkeit 

dieser Systeme verbunden. Die "Schoinstdle 

Mensch. wird dadurch wichtiger. die Anfor­

derungen an seine Qualifikationen, Einsctz­

barkeit und Lcistungsbereitschaft steigen. 

Ohne eine entsprechende Nutzbarkeit der 

Arbeit liegt das enorme Potential der kapi­

L,lintensiven Anlagen brach . 

Vor diesem Hintergrund ist .Flexibiliüt" zu 

einem SchlüsselbegriH geworden, .mit dem 

jcdwede Veränderungsmaßnahme in den Ar­

beitsbedingungen und -strukturen begründ­

bar erscheinen".' [n den hter vorliegenden 

sechs B:u.den findet er sich, wenn flicht 

schon im Haupt- oder UntenitcJ, so doch 

späte,rcns in der Einleitung. Von Gauglcr/ 

Krüsselherg wird das Generalthema in einen 

betriebs- und volkswinschaftlichen Gesamt­

zusammenhang gestellt, Zander/Glaubrecht 

spitzen es zur . Personalpolitik- zu. KrislaUi­

sationspunkt der Flexibilisierungsdiskussion 

ist die Arbeitszeit. Andere Bereiche, wie 

Multcr- und Jugend-, 5chwerbehindcncn­

und Kündigungsschutz, treten demgegen­

über zurück. So ist die ArbeitszcitOcxibilisie­

rung der Gegenstand des von GehrmwnJ 

Becker herausgegebenen Sam melbarodes, in 

dem Unternehmens- und Arbeitnchmerver­

treter neben Wissenschaftlern die praktischen 

Erfahrungen mit der Flexibilisierung der Ar· 

I Winlnod Wot:t'('hlk. Vorwon.. t.n : Ml..non Poppot-ß;hr, 
flcxibil is1cruog des A,btlUkd(lccmulzes In Recht und 
r,nn, lIVG /d~ g,-lO-t. 8trlin 1987, S_ 1_ 

beilszeit in der Bundesrepublik Deutschland, 

Österreich und der Schweiz analysieren und 

kommentieren. Die Studie 1I0n Hardt 100et 

dagegen auf der Grundlage des österreichi­

schen Rechts ihre Grenzen aus . Alle Bücher 

sind verst~ndlich geschrieben, vielfach wer­

den die Darlegungen durch Tabellen und 

Übersichten verdeutlicht. Sie wenden sich 

überwiegend an Praktiker, wobei sich insbe­

sondere die Arbeiten von Frey, HallerJNehcr 

und ZanderJGlaubrechc als Leitfaden für die 

Umsetzung von Flexibilisierungsmaßnahmen 

im betrieblichen Alhag verstehen . Doch die 

[">raxi.orientierung hat allch unangenehme 

Seilen . Den, Problem unangemessen, bege­

ben sich manche Autoren leider auf die Ar­

gument.ationsebene des St.'\mmtischs (vgl. Z/ 
G, S.6, }9, 7--\ . 79). 
"Es ist ... unverkennbar, daß sich die mo­

derne Industrie gesellschaft .. . bei der Gesta.l­

tung der Arbei15venräge nicht mehr am Leit­

bild des Lohnarbeiters aus dem letzten Jahr­

hunden orientien, sondern tendenzieU zu­

nehmend Grunds~tze der Koope~lion und 

der Sozietät in sich aufnimmt . . . 4 (I'. S. V) 

Diese Zustandsbcschreibung, die sich wie ein 

roter Faden durch beinahe aUe Beitrage zieht, 

bestImmt die Richtung der ArgumentatIOn. 

Es gehl um d:l.S Nonnala,hellsverhältnH, 
dem vorläufigen Ergebnis jahrzehmeJartger 

kollektiver Bemühungen, die zu Beginn der 

[ndu,trialisierung herrschende totale Flexibi­

lität der Arbeit einzugrenzen und die Rah­

menbedingungen der Arbeit berechenbar ZU 

machen. Folglich beruht das moderne Ar­

beits- und Sozialrecht ~lIf den Grundprinzi­

pien Vollzeit.arbeit und Senioritiit.' Nlch wie 

vOr bC"Standen jedoch durch Nacht- und 

Schicht-, Wochenend- und Kurzarbeit oder 

Überstunden vielf"ältige Möglichkeiten. um 

betriebliche oder geseUseh~fdiche Bedürf­

nisse zu befriedigen. Das Paradigm~ des 

Normalarbei15verhähnisses schuf zudcm für 

die Unternehmen eine verläßliche Kalkula­

tionsbasis. 
Gleichwohl wird die Legitimation des auf 

dem Nonnalarbeitsverhältnis basierenden 

rechtlichen Rahmens der Arbeitsbeziehun­

gen in Frage gestellt. NlCh Frey ist die Exi­

stenz eines Normabrbcitsverhältnisses nichts 

anderes als ein Mythos, da es keinen Arbeit­

nehmer gebe, der . ganzjährig täglich acht 

1 Vg). Ulnch Mück<nbC"rgt't. Etn Bruch ntit dr-m Konz.cpr 
d~ .. NormuubC:luvcrh.J.lfJH~ •• In: Fnnk{urur Rund ~ 

schau VOM J6. f. f9S1. S. 10 L 

/2/ 
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122 Stunden zur Verfügung steht: Er fehl! an 

Wochenenden, Feiertagen, durchschniu.lich 
etwa 6 Wochen wegen Urlaubs, wegen 

Krankheit durchschnittlich ,6,6 Tage und 
weitere Tage wegen sonstiger tariflichef oder 

vertraglicher Freiste.llungsansprliche . Bei )6S 

Kalendertagen kommt es daher durchschnitt­
lich zu 0. 180 unrcgelm~ßig anfallenden Ar­

beitstagen . . . « (F, S. 5 f.) Schon allein auS 
diesem Grunde wi,d der dureh die Gesetzes­
initiativen der CDUJCSU·FDP-Koalition 

eingeleitete .Läuterungsptozeß~ (ZJG, 
5.29 f.) dankbar vermerkt und das Beschiijt,­
g1lngsfordaungsgese!~ ,,95 besonders her­
vorgehoben. Dies verwunden nicht, denn die 
Vorschrift nimmt gleich mehrere Dcregulic· 
rungsgedanken in sich auf. So wird zum ei­

nen an § I BcsrhFG deutlich, daß den von der 

Rechtsprechung bisher geforderten sachli­
chen Gründen für eine Befristung des Ar­

beitSverhältnisses ein weiLerer hinzugefügt 
wurde: die Annahme, d'I.ß flexible Arbeits­

verhältnisse auch mehr Beschäftigung brin· 
gen, Zum lnderen offenbart sich ein bemer­

kenswenes Verstandnis von Venrags- und 

Tariffreiheil. Von den dllrch das Gesetz nor­

mierten Mindestbedingungen darf zuungun­

sten des Arbeitnehmers einzelvertraglich als 
auch gern. § 6 BeschFG insgesamt von den 
vorangegangenen Normen tarifvennglich 

abgewichen worden. Dem ins Wer!< gesetz­

ten Günstigkeitspri nzip für die U ntcmchmer 

folgt die Aufforderung, das Bemebroerfas­

lungsgt,et..z .als Schucucch\ für den Arbeit­

geber. " zu begreifen~ (Z/G, S. ~Ü Nach­
dem das A rbeitSrechl die A rbcitnchmcr auS­

reichend absichcre, sci es an der Zeit, die 

Schutzhedürfrigkeit des Unternehmens zu 

erkennen (ZJG, S. SI). Offen iSt allerdings, 
wie geschutzt die Beschäftigten n2ch einer 

Deregulierung sein werden. Zudem wird bei 

der Attacke auf das spezialisierte Regelungs­

werk des Arbeits- und Sozialrechts (vgJ. F, 

S.13 fL; G/K, S. nH.) geflissentlich überse· 
hen, daß gerade die am meisten beklagten 

Vorschriften des BetrVG und des /(ündi­
gungs5chutzgesetzes auf die Masse der Unter­
nehmen überhaupt keine Anwendung finden . 

Wem dies noch nicht geläufig ist, der findet 

die arbeitsgeselllichen Folgen, die sich aus 

der Vergrößerung bzw. Verkleinerung der 

Belegscluft ergeben, bei HallerlNeh(r tabel­

larisch aufgelistet (HIN, S. t44 fL) . Als Beleg 
für die undi(fcreß2.ienen, an der Leistungsfä­

higkeit von Großunternehmen ausgerichte­

ten Auswifkungen von T~rjf venriigen dürfen 

K.!einuntemehmen dagegen herhalten. Aber 

au~h schon jetzt geht die der-z.eitige Praxis auf 
unterschiedliche Bedingungen tlcxibd ein. 
Die Tlrifvcrträgc legen regelmäßig durch­
schnittliche Mindc,tbcdingungen fest, und 

schließlich gelten die Verein barungcn nach 
§ 4 Abs. I Tari!1Jertrag,gesetz nur zwischen 

den beiderseits T~rifgebundenen. 

Der beh~upteten geringen J3hresubcilslei­
stung steht die empirisch ermittelte tatsächli· 
ehe Wochenarbcitszeit gcgem.iber. »Nur S % 
arbeiten weniger als 3 S Stunden, 62% arbei­

ten 36-40 Stunden pro Woche, I r% arbeiten 

41-4 S Srunden und ... 1t % der ... Erwerbs­
ütigen arbeiten 4S Stunden und mehr.« (GI 

B, s. 7') Aus diesem Umfang der Mehrarbeit 
resultieren auch die Wünsche nach einer Ver­

kürzung der Arbeits"leil (GIB, S. 71 fL). 
Auch auf die beklagte mangelnde Stctigkeit 

der Arbcitsverfügbarkeit und dem damit ver­

bundenell KonuoU- und Verwaltungsauf­
w~nd reagien die Praxis anders. Die entspre­
chenden Erbhrungen haben beispielsweise 

VW davon abgehalten, den .Leber-Kompro­

miß. mit einer tusächlich flexiblen Arbeits­

zeit zwischen 37 und 40 Wochenstunden für 
alle Arbeitnehmer umzusetzen. Dagegen 
wurden Blockireischichtcn gewiihlc (GIB, 

S. (5), rs 6). Die Zurückhaltung in den Un­
ternehmen gegenüber flexiblen Arbeitszeit­

formen ist allgemein recht groß (vgJ. GJK, 

S. 7' H.). Dies zeigen auch die Schwierigkei­
ten der Umsetzung von flexibilisierungsin­

itiativen der Arbeitnehmer (GIB, s. 'J2 Fr). 
folgerichtig begreifen d.her HallerINeher 
die Reduzierung ciner 40-Srunden-}.rbClts­

woche auf insgesamt durchschnittlich }6 

Stunden ursächliche Anwesenheit nicht als 

eine unmittelbare Chance, das Normalar­
beitsverhii.ltnis allszuhebeln, sondern als AuC­

fordcrung an dic Untcrnehmen, ihre Zeit­

strukturen zu überdenken, Tabukataloge zu 

vergessen und phantastevolle Arbeitszeltmo­

deUe anzubieten (HIN, S. 79 L, 19 Fr., S 1 C). 
Hierfiir sind völlig ncue und unerprobtc !n­

strumente überhaupt nicht erforderlich. 

Selbst unter Verzicht auf abzulehnende K A· 

POVAZ-Systtme (HIN, 5.91, 118; H , 
S. 67 ff., 107) bieten Gleit- und Tcilullffio­

delle im Rahmen der geltenden Vorschriften 
eine breitc Anwendungspalette zur Flcxibjli­

sierung der Arbeitszeit (vgl. GIB, S. 143; H, 
5.13,61 f., 83 f.). Insbesondere HallerJNeher 
liefern mit ihren breitgefächenen Vorschlä­

gen ein bered tes Beispiel (vgl. HIN, S. 30 fr, 
63 fr. 72 H.). Zudem entspricht GleItzeit und 
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die Umsetzung von damit akkumulierten 
Zeitguthaben in ~erlängene Wochenenden 
und Urlaube den Präferenzen der Arbeitneh­
mer (GIB, S.67. 73). Für Teilzeitarbeit gilt 
dies nicht in gleichem Maße, obwohl still· 
schweigend vorausgesetzt wird ... daß es sich 
dabei um einen freiwilligen Vertlcht auf 
Vollzeitbeschäfugung handelt. Dies trifft 
schon heute nicht in allen Fällen zU und wird 
in Zukunft nur noch für c.ine kleiner wer­
dende Zahl von Fällen "lUtrdfen~ (HIN. 
S. ) t; vgl. C/B, S. 131). 

Charakteristisch für die genannt~n Flexibili­
sierungsmodellc ist eine Teilung der Arbeits­
plätze. Zum einen führe dies die betroffenen 
Arbeitnehmer im Falle des "lob Sharings« in 
die Nähe einer Eigengruppe (F, S. (] 7 H.; H. 
S. 88 fr) . Zum anderen haben sie die "Aufhe­
bung der Einheit von Mitarbeiter und Ar­
beitsplatz und damit von Person und Funk­
tion zur Folge. (HIN, S.8); vgl. G/K, 
S. J S L). Die sich hieraus ergebende Indivi­
dualisierung und Eigenverantwonliehkeit 
der Arbeilflehmer wird von Gewerkschafts­
seite abgelehnt (GIB, S.97), zuma! der ge­
samtwinschaftlichc BcschaftigungseHekt sol­
cher Maßnahmen nach wie vor umSlrJllen ist 
(vgl. GIB, S. ].IS; G/K, S·36((., ~4) ' 

Dies folgt aus einer verändereen Personalb~· 
standspoli(ik. In der Hochkonjunkrurphasc 
der sechziger Jahre .war die Personalkapali­
tät tendenziell an den Bclastungsspilzen ori­
entiert .... Diese Vorgehensweise wurde im 
Verlauf der sieb.iger Jahre stillschweigend 
geanderl. Selbst in gutgehenden Winschaf lS­
bereichen wurde die Maxime !lusgegeben und 
befolgt. auf un~uffällige Weise die Personal­
kapazität zurückzunehmen und sie an der 
durchschniulichen Auslasrung aus1.urichtcn. 
Dies gilt insbesondere für die Angestcllten­
bereiche und stellt ... eine der Ursachen 
dafür dar, daß selbst ein Wirtschaftsauf­
schwung die Arbeitslosigkeit nicht mehr 
m:l.Ssi~ zu reduzieren ~ennag.. (HIN, 
S. 88 f.) Die wirtSchaftlichen und gesellschaft­
lichen Strukturen bis zum Beginn der siebzi­
ger Jahre, der Prosperit2tsphase der uylori­
sienen Massenprodukt ion haben - so die Au­
lOren - gleichzeitig die institutionellen Rah­
menbedingungen geschaffen. gegen die sich 
die Flexibilisierungsbemühungen nunmehr 
strategisch wenden . Dies sci die Aufgabe der 
. Personalpolitik •.• Die Vorausset1.ungen ih­
res Aufstiegs sind zugleich die Bedingungen 
ihrer Problemarik: Die Entwicklung in Ge­
setzgebung und Rechtsprechung, in Tarifpo-

litik und Mitbestimmung haben zwar die 
Verantwonung (ür das Personalwesen bis in 
die Unternehmensspitze getra.gen, jedoch 
auch einer umcmehmerischen Personalpoli­
tik . .. zunehmend Grenzen gezogen. . ' . 
Moderne Person:\!- und S07.ialpolitik h!lt 
dem Postulat personalwinschaftlicher Ratio­
nalität zu folgen. Das notigt zum Überden­
ken einer in der Vergangenheit ... großzügig 
gehandhabten Tarifpolitik und zwingt zum 
Abbau unzeitgemäßer, weil nicht mehr fi­
nanzierbarer Sozialleisrungen." (Z/G, S. V L 
vgL F, S. J I; G/K, S. 11, 21). 

Neben ciner erweitcnen primären Nutzung 
der Arbeitskraft ohne eine Erhöhung der di­
rekten Kosten (G/K, S. LI; vgl. GIB. S. 8S) 

geht es darum. bislang unbe~chte[e Fähigkei­
ten freizusetzen und die Einstellung des Ar­
bcitnehmers zu seiner T:itigkcit zu beeinflus­
sen .• Zusätzlich kann die l1e}(iblc Gestaltung 
des Personaleinsatzes einern weiteren perso­
nalpolitischen Ziel dienen. Ver:;chiedene 
Komponenten der Arbeitsflcxibilisierung 
überwinden Begrenzungcn und Einschrän­
kungen, die dem einzelnen Mitarbeitcr die 
Entfaltung seiner Person im betrieblichen 
Arbeitsprozeß erschweren oder sogar un­

möglich machen .• (G/K, 5. 1 I) Probate Mit­
tel hierfür seien, wie beispielsweise bei 
BASF, die grundsät7.liche Indi~idualisierung 
von Fle}(ibilisierungsmaßn:Junen und eine 
Abs:l.ge an kollektive Lösungen (GIB, 
S. 160 f.; ~gL G/K, S. 21 H.) und ei ne rei­
bungslos umgesetzte Strategie. 
~Unternehmcrische Person2.lpolitik bedeutet 
Aktion, positive Gestaltung ... - (Z/G, S. t). 
Getreu diesem MOllo werden Flexibilisic­
rungsmaßnahmen minutiös geplant. Die ein­
schlägigen Ratgeber liefern hierfür detail­
liene Checklisten (vgJ. HIN, S. lJI H., 
174 H., 182 EE., 19) fE.). Dennoch bleiben 
Friktionen nicht aus. Sie werden jedoch im 
Rahmen eines professionellen ManagemenlS 
antizipiert. Um die "Memaliut der Verwei­
gerung« (Z/G, S. 11) mit positiven BeIspIelen 
zU brechen, sei es rtllSam, mit kooperations­
willigen Arbeilnehmergruppen zu beginnen 
(HIN, S. 166, 184). Hier. in der Anfangs­
phase von Flotibili~ierungsmaßnahmen, wie 
auch bei der Bedienung der neuen Technolo­
gien zeige sich zugleich das durchgängige 
Srrukwrelement der sich abzeichnenden 
lIeuen ArbeilSbeziehungen. ~Die Vermiu­
lungsinha.lte der betrieblichen Personalem­
wicklung nehmen zu ... Ein flexibles Ar­
beitsverhalten erfordere dispositionsfähige, 
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eigenständig urteilende und selbstveram­

wortlich h1ndclnde Mitarbeiter." (G/K, 

S. 18; vgl. HIN, S. 1 ~8, 1031.) 
Dujn liegt ungeachtet der von den Unter­
nehmern beabsichtigten Individualisierungs­

tendenzen der FlexibiJisierung eine Chwcc 

für die kollektive Interessenvcnretung der 
Arbeitnehmer. Einerseits haben die Propl­
gandisten der Flexibilisicrung zwar längst er­
kannt. daß d~mit eine Schwächung der Ge­
",erkschafcen verbunden ist (HIN. S.103). 

Andererseits ist damit zU rechnen, daß hoch­

qualifizierte Arbeitnehmer auch besondere 

Anspruche an ihre Arbeitsbedingungen Stei­
len und dies auch artikulieren werden. Zu­
dem veränden sich der Aufgabenbereich der 
Gewerkschaften nUT graduell. Nach wje vor 

wird es ihre Aufgabe sein, tarilliche Mindest­
standards für die jeweiligen Arbeits(ormen 

aufzuslellen (vgl. GIB, S. 97 f.) . Obwohl dies 
an einer Verlagerung der Bedeurong der Ta­
rif- auf die .Betriebs~utonomic. nichts än­
dern dürfte (vgl . ZlG, S. 9')' bestimmen sie 
d.mir den Rahmen, in dem die Betriebsräte 

nach ihren Möglichkeiten die Arbeitsbedin­
gungen in den jeweiligen Unternehmen ar­

beitnehmergeTecht gesLalten. Wenngleich die 
• Verrecl\l.lichung. von betrieblichen Bezit­

hungen vereinzelt angegriffen wird (ZlG, 
S. }l f.), erkennen doch einige Autoren i.n 
institutioneller Sicherheit die Voraussetzung 

für eine Flexibilisierungsbereitschaft (v gl. GI 
B. S. 1 t7; HIN 99. 104 L). Schließlich wird 
die Möglichkeit des Interessensausgleichs 
nichl prinzipiell in Frage gestellt: "Wer 

meint, sich Gcstahungsspjelräume (ür unter­

nehmerisches Handeln durch dlS Ausschal­

ren der Gewerkschaften zu versch~(fcn. ginge 
in die Irre. Das Resultat w~re eine vöHig 

ungeordnete, kontraproduktive Verlagerung 
sozi.uer Konflikte in die Betriebe.« (Z/G, 

S·91). 

Wollen die Gewerksehahen nicht nur als 

Ordnungsfakror geduldet werden. müssen 

sie sich auf die Auswirkungen modemeT Ar­

beil.'iorgmis3lion einstellen. Die unterschied­

lichen Flexibilisierungsmaßnahmen sind Teil 
eines Gesamikonzepts, das unter dem Stich­
wOrt .Unternehmenskuhur- die funktionale 

Kooperation zwischen der Unternehmenslei­

rung und den Arbeitnehmern unter Negie­
nmg des traditionellen lntcressengegensat1.cs 

zum Ziel h3t . Hierbei stehen die Gewerk­

schaften jedoch vor einem Dilemma. Zum 
einen nimmt das Gewich( der Belriebsräte in 
den VerhandlungsstrukLurcn zu, und damit 

tun dies auch die belriebsspezi{ischeo Arbeil­

nehmerwünsche hinsichtlich Inhalt und zeit­
licher Lage der Arbeit. Zum anderen haben 
gerade Betriebsräte die corpora te Idenllly ih­

res Unternehmens oft schon beispielhaft ver­
innerlicht. Dit Ausführungen des Vorsitzen­

den des GesamtbetTiebsrates von BMW (vgl. 

GIB, S. 48 ff.) und WinschafLSvcnrclcrn bei 
einem Kolloquium der Adolf-Weber-Stif­

tung (vgL GJK, tJ, 7' H.) zum Zusammen­
hang von Unlernehmensgewinnen und Si­
cherung der Arbeitsplätze und der Vemlci­

dung von PersonalOuktuation sind n~hezu 
idemisch. 

Thomas Kreudn 

HannsJOilcJJ/m W. Kocb, VoJhg~TI(hHhof 

PoJi//.Sche JUStiZ Im J. ReIch. Münchf71 (Unl­

versllas Verlag), 1988, 6J 1 SeHen, 78,- DM. 

J. 
Bis auf d:lS '974 erschienene monumenule 
9SO Seiten-Werk ~Der VolksgerichtShof im 
nationalsozialistischen Sual. von Walter 

Wagner und die unter dem Titel .Der Volks­

gerichtshof. ver<iHentlichte Darstellung der 

Ermittlungen der Berliner Suatsanwa.ltschah 

gegen ehemalige VolksGH-Jurisren ('986, 
1987) und zwei Urteilssammlungen' gibt es 
kein Buch über dicses Töcungsgrcmium. 
Zwar erscheinen in Schriften über die Nazi­

Justiz sporadisch Aufsätze. Aber eine Dar­
steUung aus der neueren Zeit, die inzwischen 

erschlossenes Material verarbeitet, fehlt . 

Auch übeT Freislcr. Präsident des VolksGH 

VOn t941 bis 1.U seinem Tod 1945. gibt es -
abgesehen von Buchhcits Versuch' - keine 

Biographie. Ein Mangel , den Gümer Grib­

bohm. Richter :un Bundesgerichtshof und 

'969 selbst Autor eines Aufsatzes ;zum 

Thern~. '971 und erneul 1988 kritisiert hat .' 
Da hai er ein Buch übersehen. An den Kon­

sens gemeinsamen Verabscheuens hält es sich 
nicht. Von der ultrarechten Verlagsbuch­

handlung Graben in Tlibingcn wird es so 

angepriesen: .Die Wahrheit über ein Kapitel 

1 Hta.nz HiUC'IlTlClC'C, rm N~mcn des DelltilChcn Volkel. 
} . AlIn .• Dl.rn'1st.a.::j( 198); l.2ndesy-cnlu..le für poliosche 
Bddung..usbcn HaliD ...... für Immer thrlos_. ALlS der 
p""", dos Volk>g<nch"hoh, ). Aun., ßcrlin 1981 . 

1: Richtn- tn roler Robe.. Munc.ntn J96&. 

J NJW 1~7!, 'JI'; ZJU> 1988, 7'· 
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deutscher Rechtsgeschichte, insbesondere 
über den zwiespältigen VolksgerichLSpräsl­

demen Roland Freisler.« Erschienen ist das 
Buch im Universita5 Verlag München, der 
schon . Die geschmähte Generalion. von 
Hans Filbinger herausbrachte_ 
Auf 52 r Seiten mit 68 Seiten Anmerkungen 
verknüpft der AUlor HannsJo3chim W. Koeh 
(er lehrt Geschichte an der UniverSlut vOn 
York in Großbritannien) die Geschichte de .. 
VolksGH mit der Person Roland preislers. 
In zehn K3piteln schlägt er den Bogen von 
einem geschichdichcn Überblick über Büro­
kr:llie und Rechtswesen, von dem Vcrhahnis 
der NSDAP ,um Recht, der Entwicklung 
des VolksGH und seiner Behlndlung nach 

'94 S bis zu Freisler als Publizist und als 
Präsident dieses Geridll.S . 

11. 
Seit dem »Hiscorikerstreit" und dessen Aus­
läufern entdeckt man in vielen Werken ein­
zelne Punkte wieder, wn die diese Diskus­
sion kreise. Wer nach Bekanntem sllcht. wird 
in diesem Buch nicht entuuscht. Schreibt 
Ernst Nohe in »Das Vergehen der Vergan­
genheit«. daß Tucholsky und seinHgleiehen 
eine erhebliche Mitschuld am Untergang der 
Weimarer Republik hätten, so sagt Koch; Sie 
habe das geri ngc Vertrauen, das man ih r ent­

gegenbrachte. »sehr rasch durch Orgien de­
strukti"er KriLik. von Tucholsky, von 05-
sielZky, Heinrich Mann und anderen verlo­
ren (}o f.). Fngt Nohe »VolJbr:achten die 
Nationalsozialisten, vollbrachte Hitler eine 
,asiatische. Tat vielleicht nur deshalb, weil sie 

sich und ihresgleichen als potentielle oder 
wirkliche Opfer einer 'asiatischen. Tat be­
lr:lchteten ?". so rclllivien Koch Freislers Ta­
rerposition. Schon aurgrund der sonstigen 
QueUenlage sind die mitstenografienen und 

gefilmten Prozesse ab dem Späl$ommer 1944 
wichtiger Best.aJ1dteil des Buches. Fast 100 

Seilen füllen die Verhandlungsprotokolle, in 
denen Freisler die Angeklagten Hdlmuth 
Sridf, AlbrechI von Hagen, Erwin von Witz­
leben, Erich Hoepner und Peter Graf Yorck 
von W.anenburg vcrhön. attackiert und an­
brüllt. Hier setzt Koch an. Dieser Eindruck 
von Freisler sei falsch. Er sei nicht an MIkro­
fone gewöhnt gewesen und habe deshalb $0 

laut gesprochen, als wären sie nicht vorhan­
den, so daß seine Stimme übermäßig ven.ern 
geklungen habe. Darauf habe ihn der letzte 
stellvenretende NS-Regierungssprecher auf­
merksam gemacht (})6). 

Auch er - so bekennt Koch - sei nicht frei 
von Voru rtei len an dieses Buch gegangen. 

Jedoch sei die damalige Wirklichkeit mil dem 
Blick ~uf die Quellen nuanciener zu betrach­

ten. Freislers Bild sei kein ~weißgeW3sche­

nes., aber das eines absolut überzeugten na­

tionalsozialistischen Richters, der die Ge­
setze nur im ,Rahmen seiner IdeolOgie inter­
pretierte (tl, I}) . Koeh haI bisher der For­
schung nicht zugingliehe Privatbriefe Freis­
lers an einen Richl.Cr des VolksGH und einen 

anderen Richter einsehen können. Bis zum 
Jahre 10tO liegen diese Bnefe und Z~itzeu­

genaussagen in der Universilät York und im 
Instilut für Zeitgeschichte München. Zweck 
dieser Geheimniskrimerei se, es, ~o Koch, 
.sicherzustellen, daß weder die BetroHenen 

noch deren Angehörige zu weiteren Opfern 
einer zweifelhaften und auf Sensationseffekt 
ausgerichteten ,Vergangenheitsbewähigung< 
werden« (58). Wer so argumentiert. schafft 
ein falsches Bild von der bu ndesdeutschen 
»Verg:rngenheitsbewältigung. ; I n Wirklich­
keit haben viele der VolksGH-Angehöngen 
fast bruchlos den Übergang in die Justiz der 
Nachkriegszeit geschafft. Verfahren ab 1966 
und erneut ab 1979 führLCn zu keiner einzi­
gen rccht.Skräfugen V~runeilung . In der 
DDR sollen laut ,Koch VolksGH-Richter 
»nachweisbar. fortgewirkt haben; eine 
Quelle gibt er dafür nicht an, es gibt auch 
keine (r6). 
Doch welcher Blick auf die acht Briefe wird 
uns gestaltet? Koch hebt auf wenige Gruncl­
geclan.ken ab! Freisler war ch~rakterlich ge­
radlinig und besundig. Er wollte zwar nicht 
zum VolksGH, t3t aber trotz.dem seine 
Pflicht, wenn auch mit Kritik am Lebensstil 
der NS-ßon,en und Zweifeln :un Endsieg. 
Doch treibendes Motiv wird der .Dolch­
Stoß«, der Aufstand in der Heimat. der der 
Armee in den Rücken fällt. Wieder und wi~­
der wird dieses WOrt von Koch zitiert (p, 

97,147. '53, 162, 164,61}, 617). Doch darin 
unterscheIdet sich der private Freisler über­
haupt nicht "on :z:ahlreichen Uneilen damali­
ger Gerichte, die ebenfalls diese Formulie­
rung gebrauchen. Freisler - sO Koch - habe 
die durch eigene Zweifel entstehenden 
Sehuldgefüh!e auf die projizien . die sie aus­
sprachen, und so seine Ängste bekämpft 
(487 C). Koch wiU sagen : Frcislcr konnte gar 
nicht anders . Ein weiteres, auch von Nohe 
verwendetes Argumentationsmuscer taucht 
auf ; Der Vergleich mit anderen Tätern. An­
ders als sei n Vorganger von t9}6 bis 1942, 
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126 Ouo Thierack, soU Freisler viel behutsamer 

und gescLZestreuer gewesen sein (90, 107, 

110, 130). Da Thierack auch einer jener Blut­
jurislen W:lf, iSI ein Vergleich mit ihm auch 
legitim . 
Aber vor allem - so der zweite Vergleich -
wären laut Koch die Uneile nach dem 20.Juli 

1944 vor jedem anderen Gericht in jedem 
anderen Land genauso ausgd:!.llcn . Und die 

sowjetischen Gerichtc und Sch3uprozesse 
seien viel schlimmer gewesen : .. D~ d er 
VolksGH als rechtswidriger Gerichtsho( an­

gegriffen wurde und wird, ist vor allem auf 
die Niederlage des Nationalsozialismus zu­

rückzuführen. . .. Ocr wesendichc UOler­

schied zwischen dem Kommunismus und 
dem Nltionalsozialismus besteht darin , daß 

der erstere den Krieg gewonnen und der 
letztere den Krieg verloren hai. (5t6 L). Bei 
dies~n Gedanken wundert es nicht, d:ill Koch 

- genau wie Nohe - gegen angebliche 
~Denk- und FrageverboIe" polemisiert und 

die .intellektuelle Toleranz in heiklen Gebie­

tend an englischen Hochschulen lobl (5). 

Über :ill diese offenkundigen Par3.1lelen zwi­
schen Koch und N olte verblüfh, forscht mln 

gen3uer nach : Jm Wintersemestcr '975/76 
war Koch Gastpro(essor an der FU BerJin, an 

der Nohe seit 1973 lehn. Koch vertrat ihn 

dort während eines Forschungsurlaubs, wie 
der Historiker Hans-Ulrich Wehler vor kur­

zem in Erinnerung rief.' 
Der His!orikerslrot begann mit dem mitller­
weile berühmt gewordenen Aufsatz von Ha­

bermas in der ZEIT. Dort bezog er sich auf 

die englische Fassung von Nohes Vonrag 
. Zwischen Mythos und Revisionismus., den 

jener 1980 vor der C2TI-Friedrich-von-Sie­

mens-Stihung hieh. Die englische Fassung 

wurde '985 in einem Sammelband . Aspeccs 
of lhe Third Reic.h " veröffentlicht.! Heraus­
geber: Hannsjoachim W. Koch. In den (rühe­

ren Werken Kochs lassen sich schon die In­

halte finden, die in seinem Buch wieder auf­

tauchen : So kritisien er in seinem Buch - Ge­

schichte der Hi"erjugend~6 die Behandlung 

des antifaschistischen Widerstands in der 
ßRD. Der . Erinnerungskull~ werde zu einer 

An von ~ moraJjsehem Alibi " (J4 r). HeUle 

schreibt er, d~r lo.Juli t944 sei :!.Ilzu lange:!.ls 

Mythos "zur Lebenslüge der Bundesrepu-

" E.nuorSlJ,og dcr dcuuc.hen Vt'rg.l!lgcnh~ .. IIJ EIQ rolc:ml­
)(h('r Es.s.1y 2.lIn) .}-liuorikerstrC"I(-. MiJncbC"P 1988. u 7· 

S Uscn('Jnllng.c:of( Houndrnillf/London .. 
6 Eru:he,nul'\g:son: Pnch1 1975. 

blik .. verfälscht worden (9). Er begründel das 

vor allem mit dem "Teil der dam~ibe.n deut­

schen Generalität und des O(fizierskorps«, 

der erst kurz. vOr der Niederlage zum Wider­
stand stieß, obwohl er vorher - wie 1(. B. 

E.ich Hoepner - mit den Einsatzgruppen 
prima zusammengearbeiter hatte und durch 

und durch antisemitisch war (11, passim). 
Trotz der sehr personenoriemienen Begrün­
dung Kochs, der auf ~wahres Heldentum« 

abstell I , hört sich das an wie eine kbssisch 

linke Position, wie sie vor dem lo.Juli '9R4 
in der DDR vertreten wurde, als Prof. Dr. 

Kurt Finkerim NEUEN DEUTSCHLAND 

den 20.Jul i '944 als »mutige Tat tapferer 
Patrioten . rühmte und so eine neue Sicht­
weise verkündete. Im Unterschied Zu regie­

rungsnahen Sichtweisen Stützt sich Koch 
auch in anderen Bereichen 3U( (ortSchrinJiche 

Argumente. Die SOnSt immer hochgehaltene 
Trennung zwischen SS und Wehrmacht, zwi­

schen .dreckiger" und .sauberer« Kriegfüh­

rung, betrachtet Koch in den . Aspects o( the 
Third Reich« als die Schutzbehauptung, die 

sie ist. 
Mit seinen Werken will er ein Hauptziel 

erreichen : die Wurzeln des N ationalsozia}is­

mus im Ka.iserreich und in der Weimarer 

Republik, die personelle Kontinuität vor al­

lem bei Justiz und Bürokratie, die unverän­

derte Macht der deutSchen Eli leI' , kurz die 

Alltäglichkeit und Norrn~it:it des National­

sozialismus z.eigen. Das ist "Zum Teil dek­
kungsglcich mi, Argumcmen und Absichren 

von (ortSchrittlicher Seite. Aber die Ziele 

sind grundverschieden: Richten sie sich ge­
gen den Kapiulismus, dessen Ultima ralio 
der Faschismus war und möglicherweise 

noch ist, so forden Koch gerade den heutigen 

Kapitalismus auf, srolz auf seine Vergangen­

heit"Zu sein (bis au( ganz wenige Ausnahmen) 

und nichl mehr d.1S ~fortgesetztc Festival der 
Zerknirschung. mit .öffentlichen Geiße­

lungsaklcn . zu betreiben (pI). Dazu 

bT:lucht er kein Nazi zu sein. Die Geschichts­

verl':ilschungcn des David Irving, nach dem 

Hider bis '943 nichtS vom Mord an den 
Juden gewußl haben soll, lehnt er ab. Er 
gehört nicht zu der Gruppe dumpfgl~ubiger 

Abstre.l, er der Judenvcmichtung, aber seine 

Normalisierungsrendenzen verbinden ihn 

eng, ganz eng mit den Emsorgcm der deut­

schen Vergangenheit. Muß ma.n noch hinzu­
fügen, daß das ultrarechtc Funktionärsblau 
NATION EUROPA eine . durch und durch 

fundierte (geschichtS-)rcvisionistischc Ar-
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beit« bejubelt?' Die Darstellung juristischer 

Zusammenhänge gelingt Koch nicht. Das .lb 
1979 durchgcfühne Ennittlungsverhhren ge­

gen VolksGH-Juristen wird von ihm so 

falsch wiedergegeben wie die DlrslClIung der 
Verjährungsfristen für Mord ([6, 507). Und 

wenn er schon einmal eine Quelle mit juristi­

schem Inhah nimmt (Hillenneier, Im Namen 
des Deutschen Volkes), schreibt er auch dar­

aus noch falsch ab (514). 

[JI. 

Koch betreib, eine narrative, auf die Einzel­

person Freisler fiKiene Geschichtsschrei­
bung. Dabei w:ire gerade hier der Inhalt des 

Srrafrechl$ besonders wichtig. Seit dem Ende 
des vorigen J,},rhundens, also seit der Ent­

wicklung des deutschen Imperialismus, dient 
die ul$ächlicbe Tathmdlung zum Einblick In 

die Psyche des T~ters. Da sich die Gedanken 

auch anders, z. B. durch Wane mitteilen, 
wird das Bewußtsein, nicht so sehr die Hand­

lung, sUllfrclevant. Opposition äußere sich 

schon Imge vor einer Tat. Die Möglichkeil, 
eine Entscheidung über Handeln oder Nicht­

Handeln zu treffen, wird nicht mehr berück­

sichtigt. Durch eine früh-l.eiuge S:U1kLion 
wird die Prävention auf die Spitze getrieben. 

"Gedankenverbrechen. nannte Orwell das in 
• [984 ~ gmz richng. Konnte vorher nur ver­

uneilt werden, wenn eine Tat begangen oder 
zumindest ernsthaft versucht war, setzt der 

N3tionalso:Lialismus diese Vorverlegung der 

Strafbarkeit durch. Freisler war eincr der 
führenden Vertreter des .Gesinnungsstraf­

rechts«. Koch zitiert ihn hier nur, analysiert 
aber niche. 

Koch behauptet, es habe bei den Leuten des 

2o.Juli keine Folterungen gegeben, weil im 

Nachkriegsdeutschland kein Prozeß gegen 

Angebörige der Gestapo- und Kriminalpoli­
zei-Sonderk.ommission slattgefunden hätte 

(440). Das iSI falsch. denn der SS-Srurmbann­
führer Dr. Neuhaus stand wegen Aussageer­
pressung vor Gerich t. Oder - eines seiner 

Licblingsthemen, denn gleicb dreimal findet 

es sich in seinen Werken - das Ermächti­
gungsgesetz vom 24 . M'irz [933 sei völlig 
legaL' Denn obwohl m~n die KPD-Abgeord­
neten schon in die ersten KZs gebracht hatte, 
wärc doch auch bei ihrer Anwesenheil eine 

Mehrheit zuseandegekommen. Ob es an der 

7 N •. • / 8R. n -
B V .. r(,~<ungsgescluch« Ocuucb!.nd, ('"ßl.' Ne'" YOTk 

"Si), )O'JH.; A>p<cu or d." ThuJ R"" h 9. 19 rr. 

Teilüberselzung aus dem Englischen liege 

oder ob Koch auch Schwierigkeiten mit der 

Sprache hat, I:.:ßI sich nicht genau fesl$tellen. 

Werden in seinem Buch .ein großer Tei! der 

Beschuldigungen ... erschossen«. so ist ~Den 

dmlals geläufigen Ausruf: ,Wenn das der 

Führer wüßte!?< ... die einfache Anewon 

entgegenzusetzen : 'Ja, er wußte es schon !<4 
Man merkt, Koch war al s Zeitzeuge dabei, 

wenn er auch leider einen Schaden :IJ1\ Dativ 

erlitren hOle. Das Buch strotzt nur so von 

falsch geschriebenen Namen, f:tlsch zitierten 

Quellen und verrutschten Fußnoten (vgl. nur 

61,86, 106, [82 Ir., 630). Bis ~uf die nicht sehr 

aussagekräfrigen Briefe Freislers hat er kein 

neues Material erschlossen. Im September 

J98S hs m:lC1 in CRJTICON: "Z. ZI. arbeitet 
er an einer umfassenden Darstellung und 

AnaJyse der RoUe der deutschen Annee in 

Politik und Gesellschaft [886-[980«" Wir 
werden also weiterhin mit Koch rechnen 

müssen, wenn aueh nicht im rechtshlStori­

sehen Bereich . 
Doch nun ist der deul$chnationa)e Interna­

tionaiiSt genug kritisien worden . Zwar ga­

loppien er gegen eine GeschichLSbetrachtung 
an, die die ihm höchst unsympathische .Bie­

lefelder Seilschaft. der Sozialgeschichts­
schreibung schon lange zerpflückt hat. '0 
Aber er soll gelobt werden, denn nun gibt es 
auch im rechten R:lC1dbereich Jemanden, der 

ohne zu zögern linke Argumentationsmuster 
benutzt, wenn auch mit falschen Zielen. 

rv. 
Koch reduziert Freisler so zu einem - nonna­
len « NS-Richtcr. Dadurch kann mln die 

mindestens S76 anderen Vol!<SGH-Juristen 

besser erkennen. Daß F reisler und sie auch 
kühl und gdassen ~gieren konnten, änden 
nichts an Häne und Begründung ihrer Ur­

leile. Und der VoIksGH verlien seine her­

ausgehobene Position gegenüber der genauso 
faschistischen und blutigen Sonder-, Mi}jür· 
und Straf gerichtsbarkeit. Diese Sichtweise ist 

durchaus nachvollziehbar. Es mangelt dem 

Buch aber an einer rechLShiseorisch fundier­
ten Einbeziehung des VolksGH in die deut­
sche Rechtsemwick.Jung. die ihn aus seiner 
Eigenschaft als zeitgebundene Erscbeinung 
herauslöst und Kominuität en aufzeigt. Von 

einem Kauf des Buchs ist abzuraten. Zwar ist 

9 Nr. ~ L , Jq. 
'0 CRrnCON NT. '0_. '.1 . 
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es eine imeressame Provokation, aber der 
durch Koch gefiihne Nachweis, daß es Zeit 
ist für die Neulhematisierung des großen 
Fallbeils Volksgerichtshof in der Wissen­

schaft, ist keine 78 DM wen . Und ars neuer 

Versuch, als Ausläu{er des HislOrikcrslrcits 

in einem bisher noch nicht bearbeiteten Ge­
biet herkömmliche Geschichtsbetrachlungen 

von rechts aus:whebeln, ist es das .luch nicht. 

Andreas Knobelsdor/ 

Ulrike Bärger 

Eheliches Güterrecht 
Eheverträge - Güterstandsrecht in der Ehe und bei Scheidung -
Steuerfragen 

In der Bundesrepublik wird fast jede dritte Ehe geschieden. Dabei gewinnen 
vermögensrechtliche Aspekte in dem Maße an Bedeutung, in dem in allen 
Bevölkerungsschichten zunehmend Vermögen gebildet wird. Die Aufbauge­
neration der Bundesrepublik vererbt ihr Vermägen auf die nachfolgenden 
Generationen, was wiederum seinen Niederschlag in vermögensrechllichen 
Auseinandersetzungen aus Anlaß einer Ehescheidung finden kann . Vermö­
gensrechtliche Aspekte bieten im übrigen zunehmend Veranlassung zur indivi­
duellen Gestaltung des ehelichen Güterrechts durch Eheverträge . Das vorlie­
gende Buch soll einen Überblick über Gestaltungsmöglichkeiten und die 
güterrechtlichen Auswirkungen von gesetzlichem oder vertraglichem Güter­
stand in der Ehescheidung bieten. Das Buch soll also praktische Hilfestellung 
sowohl bei der Abfassung von Eheverträgen als auch bei der Vertretung in 
Ehescheidungsverfahren bieten. Es beruht auf umfangreicher praktischer 
Erfahrung mit Ehescheidungsverfahren ; jedes Ehescheidungsverfahren ist 
zugleich Bewährungsprobe für einen Ehevertrag. 

1989,389 S., brosch ., 48,- DM, [SBN 3-7890-J648-9 
(Schriftenreihe Recht und Praxis) 

NOMOS VERLAGSGESELLSCHAFf 
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